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Von Michaela Moser

Ernährung 
In reichen Ländern wie Österreich wird 
Armut kaum mit Hunger gleichgesetzt. 
Im Rahmen laufender Erhebungen der 
Armutsstatistik wird jedoch auch nach 
Ernährungsmöglichkeiten gefragt. Aus- 
gaben für Ernährung zählen neben 
Wohnen und Energie zu den Hauptpos-
ten im Haushaltsbudget von Menschen, 
die unter der Armutsgrenze leben. Ein 
Blick auf Studien zur Ernährungsarmut 
zeigt, dass heutzutage vor allem der Zu- 
gang zu frischem Obst und Gemüse das 
größte Unterscheidungsmerkmal im Er-
nährungsverhalten unterschiedlicher 
Einkommensschichten darstellt. Neben 
der physischen nimmt die Armutsfor-
schung auch die soziale Dimension von 
Ernährung in den Blick.
	 Obwohl der Zusammenhang von man-
gelnder Gesundheit und Ungleichheit 
weit besser zu belegen ist als jener von 
falscher Ernährung und chronischen 
Krankheiten, werden armutsbetroffene 
Menschen häufig selbst für gesundheit-
liche Probleme verantwortlich gemacht. 
Aufgrund schlechter Ernährung wür-
den sie zu Übergewicht neigen, damit 
ihrer eigenen Gesundheit schaden und 
das Gesundheitssystem belasten. Der 
Glaube an die alleinige Wirksamkeit 
von Information und Aufklärung ist in 
diesem Zusammenhang genauso abzu-
lehnen, wie das Bestreben „falsches“ 
Essverhalten durch staatliche Sanktio-
nen zu steuern.

	 Ernährungssicherheit gilt seit den spä- 
ten 1950er-Jahren in den reichen Län-
dern Europas als Tatsache. Mit der Ver- 
breitung von Sozialmärkten, die „Weg-
werf- bzw. Restware“ verbilligt an Be- 
dürftige vergeben, mehren sich jedoch 
die Zeichen für eine Bedrohung dieser 
Situation. Sozialmärkte sind eine Not- 
lösung und dienen der Symptombekämp- 
fung. Deren stigmatisierende Wirkung 
auf Betroffene werden dabei genauso 
außer Acht gelassen, wie globale Prob- 
leme wie etwa Überproduktion und Spe- 
kulation. 

	 Ernährungssouveränität, wie sie von 
Kleinbauern und -bäuerinnen des Sü-
dens entwickelt und gefordert wird, 
um das Selbstbestimmungsrecht aller 
Menschen in der Ernährungspolitik zu 
stärken, ist auch für armutsbetroffene 
Menschen in Österreich zu garantieren. 
 

Einleitung
Im Kampf gegen die Herausforderungen aktueller Krisenerscheinungen, wie etwa die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, die Klima- und Energiekrise und die soziale Krise, müssen 
soziale und ökologische Anliegen miteinander in Einklang gebracht werden. Bisher laufen 
Diskussionen und Erkenntnisprozesse aber parallel und fast ohne jede Beziehung zuei-
nander ab. Schlimmer noch: Häufig werden soziale und ökologische Anliegen als Gegensatz 
gesehen. Eine gute, zukunftsfähige Klima- und Umweltpolitik kann jedoch nur gemeinsam 
mit einer ebenso guten Sozialpolitik funktionieren. 

	 Wie diese beiden Politikfelder miteinander verschränkt sind, soll in dieser Broschüre auf-
gezeigt werden. Gesellschaftlich relevante Themen, wie etwa Energie, Ernährung und Be-
schäftigung, wurden ausgewählt und im Zuge eines mehrmonatigen Diskussionsprozesses 
von Teams aus VertreterInnen der Umwelt- und Sozial-NGOs bearbeitet. 

	 Sozial handeln, heißt den Menschen respektieren
	 Die Broschüre stellt ein vorläufiges Ergebnis eines Diskussionsprozesses dar. Die Ergebnisse 
dieses inhaltlichen Austausches haben keinen Anspruch darauf, eine fertige Lösung der 
anstehenden Probleme zu sein. Sie sind vielmehr als Mosaiksteine zu verstehen, welche 
ein noch unvollständiges Bild einer Entwicklung in Richtung einer zukunftsfähigen Gesell-
schaft skizzieren. Die Ergebnisse sollen als Anstoß zur Diskussion und Weiterentwicklung, 
zur Zusammenarbeit zwischen den betreffenden AkteurInnen und zur Umsetzung konkreter 
Projekte dienen.

	 Dieser Teil der Broschüre beleuchtet soziale Blickwinkel auf gesellschaftlich relevante 
Themen. Wenden Sie die Broschüre, finden Sie dieselben Themen aus ökologischem Blick-
winkel betrachtet. Der Mittelteil der Broschüre ist eine Synthese beider Perspektiven und 
verknüpft gemeinsame umwelt- und sozialpolitische Anliegen, die von den AutorInnen der 
Broschüre gemeinsam formuliert wurden.
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Von Martin Schenk
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EnergieKlima
Von Heinz Högelsberger

In der Wohnung ist es kalt. Fürs Heizen 
ist kein Geld mehr da. Die Kinder tragen 
Wintermäntel, dicke Pullover und warme 
Schuhe. Die Familie spart bei den Heiz-
kosten, weil sie noch die Miete zahlen 
muss, Schulsachen zum Kauf ausstehen 
und die Mutter noch ihre eigene Kran-
kenversicherung nicht beglichen hat. 
Jetzt schon können es sich 214.000 Men- 
schen in Österreich nicht mehr leisten, 
ihre Wohnung angemessen warm zu 
halten. Die Heiz- und Wohnkosten ma-
chen bei Haushalten mit weniger als  
900 Euro Einkommen bereits 36 Pro-
zent des monatlich verfügbaren Gesamt- 
budgets aus. Je weiter das Einkommen 
sinkt, desto höher ist dieser Anteil. Haus- 
halte mit Minimaleinkommen geben 
mehr für Heiz- und Wohnkosten aus als 
für Essen. Besonders betroffen sind Al-
leinerziehende. Ein Viertel der gesamten 
jährlichen Finanzhilfe aus den Sofort-
hilfetöpfen der Hilfsorganisationen geht 
in Unterstützungen im Energiebereich.

	 Arme Haushalte zahlen zwischen 30 
und 40 Prozent mehr für Energie als 
vergleichbare normale Haushalte. Der 
Grund dafür ist nicht etwa, dass arme 
Menschen höhere Tarife hätten. Bei Ar-
men kommen aber häufiger Zusatzkos-
ten wie Mahnspesen oder Kosten für 
Ab- und Wiederanschalten von Strom be- 
ziehungsweise Gas hinzu. Weitere Grün- 
de für einen höheren Verbrauch sind, 

dass die Wohnung wegen der Kinder den 
ganzen Tag lang warm gehalten werden 
muss oder Menschen wegen Arbeitslo- 
sigkeit, Krankheit oder einer Behinde- 
rung generell mehr Zeit zu Hause ver-
bringen. Zudem leben ärmere Menschen 
auch in den desolatesten Wohnungen 
mit undichten Fenstern und schlecht 
isolierten Wänden. Fehlendes Geld für 
energiesparende Geräte verteuert erst 
recht die Energiekosten.

	 Heizkostenzuschüsse werden oft nicht 
angenommen. In kleineren Gemeinden 
müssten die Betroffenen den Heizkosten- 
zuschuss nämlich am Gemeindeamt be- 
antragen. Und aus Angst vor einer Stig- 
matisierung lassen das viele bleiben. So 
nehmen von 265.000 Anspruchsberech-
tigten nur 166.000 Heizkostenzuschüsse 
in Anspruch.

Weltweit gesehen zählen reiche Men-
schen und Staaten zu den Hauptverursa-
cherInnen des Klimawandels, während 
die Armen zu den Opfern gehören. Diese 
grundlegende Ungerechtigkeit gibt es 
aber nicht nur weltweit, sondern auch 
hier bei uns in Österreich. Wissenschaft- 
lerInnen des Joanneum Research, ei- 
nem anerkannten österreichischen For- 
schungsinstitut, haben dies im Auftrag 
von GLOBAL 2000 auch mengenmäßig 
nachgewiesen: Reiche tragen stärker zum 
Klimawandel bei. Menschen aus dem 
obersten Einkommensviertel geben mehr 
Geld für Mobilität aus als andere. Sie 
besitzen mehr und größere Autos und 
machen aufwändigere Urlaubsreisen. 
Dadurch verursachen sie durchschnitt-
lich etwa 4,5-mal mehr CO2-Emissionen 
als Menschen aus dem untersten Ein-
kommensviertel. Ähnlich ist die Situa- 
tion beim Konsum: In  besser ausgestat- 
teten Wohnungen wird weniger klima-

freundlich geheizt – nämlich mit Heizöl 
und Gas. In schlechter ausgestatteten 
Wohnungen wird größtenteils mit Holz 
geheizt.

	 Arme sind vom 
	 Klimawandel stärker betroffen
	 Da ärmere Menschen höhere Anteile 
ihres Einkommens für Nahrungsmittel 
und Energie ausgeben müssen, sind sie 
von klima- und klimapolitikbedingten 
Preissteigerungen bei diesen Produkt- 
gruppen besonders betroffen. Sie haben 
weniger Möglichkeiten ihren Wohn-
raum zu isolieren oder energieeffiziente 
Elektrogeräte anzuschaffen. Damit fällt 
es ihnen schwer, den Energieverbrauch 
zu senken oder sich an höhere Tempe-
raturen im Sommer anzupassen. Eine 
„gute“ Nachricht gibt es aber: Das 
ärmste Viertel der österreichischen Be- 
völkerung wohnt überwiegend in Ge-
bieten, wo durch den Klimawandel der 
Heizbedarf verstärkt sinken wird.
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Die weltweite Integration der Märkte 
hat auch zum Anstieg von Migrations-
bewegungen geführt – wenn auch nicht 
im erwarteten Ausmaß. Nach einer 
aktuellen Schätzung der International 
Organisation for Migration (IOM) leben 
heute insgesamt 200 Millionen Men-
schen außerhalb ihres Geburtslandes. 
Das macht drei Prozent der Weltbevöl-
kerung aus. 20 bis 30 Millionen Mig-
rantInnen sind laut IOM undokumen-
tiert. Dazu kommen nach Berechungen 
des UN-Flüchtlingshochkommissariats 
UNHCR derzeit weitere 42 Millionen 
Flüchtlinge weltweit.

	 Dieser Umstand hat schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Herkunftsländer 
von MigratInnen, und zwar sowohl ne-
gative als auch positive. Da gibt es zum 
einen den so genannten „Brain-Drain“ – 
die volkswirtschaftlichen Verluste durch 
die Auswanderung besonders ausgebil-
deter oder talentierter Menschen aus  
einem Land; weiters demografische Aus- 
wirkungen, wie etwa die Überalterung 
der Bevölkerung durch die Abwande-
rung junger Menschen und auch soziale 
Folgen, wie zerrissene Familien. Zum 
anderen zeigen sich aber auch positive 
Folgen: Vor allem in den Ländern des 
Südens leben ganze Landstriche von Ar- 
beitsmigrantInnen, die zeitweise oder auf 
Dauer im Norden Erwerbsarbeit nach-
gehen und einen Teil ihres Lohns in 

ihre Heimatdörfer schicken. 2008 be-
trugen diese Überweisungen laut Welt-
bank 305 Milliarden Dollar, das sind 
fast zwei Prozent des Bruttoinlandspro- 
duktes der so genannten Vierten Welt.
	
	 Auch in den Aufnahmeländern erge-
ben sich zahlreiche soziale und politi- 
sche Auswirkungen. So haben diese auf- 
grund demografischer Veränderungen 
oft einen hohen Handlungsbedarf am 
Bildungssektor oder am Arbeitsmarkt. 
Darüber hinaus stellen sich demokra-
tiepolitische Fragen: Heute beträgt der 
Anteil von Nicht-StaatsbürgerInnen an 
den europäischen Gesellschaften rund 
zehn Prozent. In Österreich bleiben Mi- 
grantInnen aufgrund der Bindung poli- 
tischer und sozialer Rechte an die Staats- 
bürgerschaft der Eltern unter Umstän- 
den generationsübergreifend von zentra-
len Menschenrechten ausgeschlossen. 

Migration und FluchtMobilität
Mobilitätsarmut engt die Bewegungs-
freiheit ein. Mobilität ist das „Potenzial 
der Beweglichkeit“. Sie ist ein Grundbe- 
dürfnis, das bis zu einem gewissen Maß 
gesichert sein muss, damit Menschen 
einkaufen und arbeiten, FreundInnen 
treffen und am kulturellen Leben teil-
nehmen können.

	 Bildung. Die Erreichbarkeit von Bil-
dungseinrichtungen für Kinder ist für 
die Schulwahl entscheidend. In Öster-
reich, wo die Bildungsentscheidung be-
reits mit zehn Jahren erfolgt, kommt der 
Schulwahl eine besondere Bedeutung zu. 
Wenn es keine gute öffentliche Verkehrs- 
infrastruktur gibt, sind Kinder und Ju-
gendliche in ihrer Schulwahl massiv 
eingeschränkt. 

	 Arbeit. Wenn die verkehrsbedingte 
Anbindung von Arbeitsmärkten nicht 
erfolgt, stehen mobilitätsbenachteiligte 
Bevölkerungsgruppen im Abseits. 

	 FreundInnen. Mobilität ist jedenfalls 
eine Möglichkeit, den sozialen Anschluss 
zu wahren. Mangelnde Möglichkeiten an 
unterstützender Verkehrsinfrastruktur 
zementieren Benachteiligungen und en-
gen die Bewegungsfreiheit weiter ein. 

	 Gesundheit. Armutsbetroffene sind 
dreimal so oft krank wie die Restbevöl-
kerung, nehmen aber in wesentlich ge-

ringerem Ausmaß Gesundheitsdienste 
in Anspruch. Eingeschränkte Mobilität 
verschärft diese Tendenz noch weiter: 
besonders in ländlichen Gebieten, in 
denen die Versorgung mit FachärztIn-
nen schlecht ist und größere Strecken 
zur nächsten Ambulanz, Krankenhaus 
oder ÄrztIn zurückgelegt werden müs-
sen. 

	 Kunst und Kultur. Armutsbetroffene 
besuchen um die Hälfte weniger kultu-
relle Veranstaltungen oder Einrichtun-
gen wie Personen mit ausreichendem 
Einkommen. Die Aktion „Hunger auf 
Kunst und Kultur“ öffnet vielen Men-
schen am Rande der Gesellschaft die 
Türen zu Kino, Theater und Museen. 
Was aber das Problem für die meisten 
darstellt: Wie komme ich hin? Weder 
können sie sich die öffentlichen Ver-
kehrsmittel in der Stadt leisten, noch 
die oft spärlich vorhandenen am Land.

Von Philipp SondereggerVon Martin Schenk
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Von Margit Appel

BildungGesundheit
Menschen werden nicht in erster Linie 
durch formale Bildungsprozesse gebil-
det. Vielmehr passiert dieses „gebildet 
werden“ – im durchaus plastischen Sinn 
von „geformt werden“ –, durch die Art, 
wie unsere Gesellschaft organisiert ist 
und durch die Machtverhältnisse, die in 
sie eingeschrieben sind. Egal welche 
Benachteiligungen dem Menschen auf-
grund seines Geschlechts, seines Mig-
rationshintergrundes, seiner Wertevor-
stellung, seiner sozialen Stellung und 
seiner Verfügung über Ressourcen und 
Fähigkeiten erwachsen: Er wird zu-
nächst einmal durch den Umstand ge-
bildet, dass die sozialen Tatsachen ihn 
ergreifen.

	 Zukunftsfähige demokratische Bildungs- 
systeme sollten in ihrer Ausrichtung und 
Wirkung Chancengleichheit herstellen, 
gegen soziale Ungleichheit wirken und 
soziale Mobilität ermöglichen, denn auch 
Bildungsarmut ist vererbbar. 

	 Aus Theorie und Praxis emanzipatori-
scher politischer Bildung lässt sich eine 
Grundanforderung an jeden Bildungs-
prozess bzw. an jede BildungsakteurIn 
gewinnen: An vorderster Stelle muss die 
Fähigkeit zur „Selbstaufklärung“ stehen. 
„Darüber nachzudenken, wie Sie gewor- 
den sind und was aus Ihnen werden soll, 
Ihr Verhältnis zur Gesellschaft geistig 
zu erfassen, das nenne ich Bildung“, so 
fasste Viktor Adler diesen Anspruch 
zusammen. Ohne diese Fähigkeit der 
„Selbstaufklärung“ entsteht kaum der 
Wunsch und die Fähigkeit zur Verän-
derung der eigenen Verhältnisse. Auch 
sozial-, arbeitsmarkt-, familien- oder um- 
weltpolitische Maßnahmen sind dann 
nicht in der Lage, von oben herab jene ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse zu erzielen, 
die auf der Ebene eines politisch-zivilge- 
sellschaftlichen Dialoges als wünschens- 
und anstrebenswert definiert wurden.

Zahlen über die Sterblichkeit verdeutli-
chen die Ungleichheit vor dem Tod: Wer 
wenig Geld und sozialen Status hat, 
stirbt um sieben bis 14 Jahre früher als 
diejenigen mit höherem Einkommen 
und höherem Status. In allen Industrie- 
ländern konnte festgestellt werden, dass 
mit fallendem Durchschnittseinkommen 
der Bevölkerung die Krankheiten an-
steigen, dass in nahezu allen Gesell-
schaften die untersten Sozialschichten 
am häufigsten und schwersten erkran- 
ken und dass mit dem Abfall des Ein-
kommens die Lebenserwartung deut-
lich sinkt. Soziale Ungleichheit verkürzt 
das Leben.

	 Die Gründe für das hohe Erkrankungs- 
risiko Ärmerer sind vielschichtig: Leben 
am Limit macht Stress. Leben am Limit 
schwächt die Abwehrkräfte und das 
Immunsystem. Leben am Limit macht 
verletzlich. Finanzielle Not, Arbeitslo-
sigkeit oder schlechte Wohnverhältnisse 
machen krank.

	 Umweltbelastungen
	 Ein überproportionaler Teil der Bevöl- 
kerung mit geringerem sozialem Status 
lebt an den Hauptstraßen des motorisier- 
ten Verkehrs mit mehr Lärm und mehr 
Schadstoffbelastung, was auf Dauer 
messbare Unterschiede in der gesund-
heitlichen Verfassung der betroffenen 
BewohnerInnen bewirkt.

	 Feuchtigkeit und Schimmel gehören 
bei immerhin zehn Prozent der Wohn-
bevölkerung in Österreich zum Wohn- 
ungsalltag und neun Prozent klagen über 
Luftverschmutzung in ihrer Wohnum- 
gebung.

	 Hier stellen sich Fragen der Umwelt-
gerechtigkeit. Wie sind Umweltbelas-
tungen in der Bevölkerung verteilt? 
Fliegen Flugzeuge bei ihrem Start oder 
ihrer Landung über alle Köpfe oder 
überdurchschnittlich über solche von 
statusniedrigeren Gegenden? Werden 
große Straßen durch Viertel der Ober-
schichten gelegt?

	 Gesundheitliche Beschwerden haben 
auch viel mit den Arbeitsbedingungen 
der Betroffenen zu tun. Rückenschmer- 
zen und Probleme mit dem Bewegungs- 
apparat treten vermehrt auf, genauso 
Beschwerden mit den Atmungsorganen 
und Hautprobleme. Schlechte Arbeitsbe- 
dingungen machen krank.
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Die Kluft zwischen arm und reich wächst. 
So belegt beispielsweise eine aktuelle 
Studie der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit (OECD), dass so- 
zio-ökonomische Ungleichheiten in drei 
Vierteln aller OECD-Länder in den letz- 
ten beiden Jahrzehnten zugenommen 
haben und dass Vermögen noch weitaus 
ungleicher verteilt sind als Einkommen. 
Die Zahlen des Sozialberichts 2007/2008 
bestätigen dies auch für Österreich: Ein 
Zehntel der Bevölkerung besitzt mehr 
als die Hälfte des gesamten Geldvermö-
gens. Dem obersten Tausendstel gehört 
soviel Vermögen, wie der gesamten un- 
teren Hälfte aller Haushalte. ExpertIn- 
nen gehen von einer noch größeren Kluft 
aus, da sich besonders vermögende Per- 
sonen weitgehend den entsprechenden 
Erhebungen entziehen.

	 Laut OECD sind vor allem demografi-
sche Veränderungen und Änderungen 
am Arbeitsmarkt als Hauptgründe für 
das Anwachsen der Kluft zu sehen. Sie 
empfiehlt, verstärkt in aktive Arbeits- 
marktpolitik zu investieren. Renom-
mierte ArmutsforscherInnen erklären 
die zunehmende „soziale Polarisierung“ 
mit einer Zunahme der Machtkonzen- 
tration vor allem in transnationalen 
Konzernen, deren wirtschaftliche Macht 
und Einfluss als schwerwiegendste öko- 
nomische und soziale Veränderung des 
20. Jahrhunderts zu sehen sind. 

	 Über die weitreichenden negativen Aus- 
wirkungen bestehender Ungleichheiten 
sind sich so ziemlich alle einig. Durch 
zahlreiche Forschungsarbeiten der letz- 
ten dreißig Jahre lässt sich belegen, dass 
mit zunehmender Ungleichheit nicht nur 
psychische und physische Krankheiten, 
sondern auch Kriminalität, Überge-
wicht, Teenagerschwangerschaften und 
Drogenkonsum zunehmen. Außer Streit 
steht auch, dass mit der ungleichen Ver- 
teilung materieller Ressourcen auch 
eine Ungleichverteilung von sozialem 
Kapital, Anerkennung und Lebenschan- 
cen einhergeht. Diese, so die zentrale Er- 
kenntnis aller wesentlichen Studien, 
schadet nicht nur den von Armut und 
Ausgrenzung direkt Betroffenen, son- 
dern der ganzen Gesellschaft. 

Von Michaela Moser

Verteilungsgerechtigkeit
Ein Arbeitsplatz mit existenzsichern-
dem Einkommen gilt als eine der we-
sentlichsten Säulen der Vermeidung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung. Er-
werbsarbeit allein schützt jedoch nicht 
vor Armut. Der vielzitierte Grundsatz 
„Sozial ist, was Arbeit schafft“ gilt heute 
nicht mehr und ist mit Blick auf die 
steigende Anzahl an unsicheren, schlecht 
bezahlten und für bestimmte Gruppen 
gar nicht vorhandenen Arbeitsplätze ab- 
zulehnen. Die Zahl der „working poor“ 
ist stark im Ansteigen. Schon jetzt le-
ben in Österreich 230.000 Menschen in 
Haushalten, in denen der Verdienst trotz 
Erwerbsarbeit nicht reicht, um die eigene 
Existenz und die der Kinder zu sichern.

	 Die derzeitige Arbeitsmarktpolitik je-
doch ist stark am „Versagen“ des Indi- 
viduums orientiert, sie arbeitet massiv 
mit Vorverurteilungen, Annahmen und 
Stereotypen. Arbeitslose bekommen den 
gesellschaftlichen Status von Unterstüt- 
zungsempfängerInnen zugesprochen 
oder werden als faul, hoffnungslos, und 
„schwere Fälle“ stigmatisiert. Im Gegen- 
zug zur dominierenden Individualisie- 
rung müssten jedoch die mit Arbeits- 
losigkeit einhergehenden bzw. diese  
bedingenden gesellschaftlichen Verdrän- 
gungsprozesse stärker in den Blick ge- 
nommen werden. Lebens- und Arbeits-
marktbiographien sind von zunehmenden 
Unsicherheiten, zahlreichen Wechselfällen 

und nicht zuletzt von misslichen Lagen 
gekennzeichnet. Die damit verbundene 
Bedrohung von „Abstiegskarrieren“ trifft 
auf immer mehr Personen zu.

	 Die mit Arbeitslosigkeit einhergehen-
den gesellschaftlichen Verdrängungs-
prozesse sollten stärker in den Blick 
genommen werden. Fragen wie die Um- 
verteilung und Verteilungsgerechtigkeit 
von verschiedenen Formen der Arbeit, 
die Gestaltung der Arbeitszeit, das Ver- 
hältnis von Care-Tätigkeiten und poli- 
tisch-gesellschaftlichen Tätigkeiten sollten 
analysiert und in größere gesellschaftli- 
che Zusammenhänge eingebettet werden. 

	 Arbeitsmarktpolitische Instrumente 
müssen qualitätvoll adaptiert und aus-
gestaltet werden, um Stereotypisierung 
zu vermeiden, den Lebensbiographien 
von Frauen und Männern gerecht zu  
werden, sowie deren gleichberechtigte 
Verwirklichungsschancen am Arbeits- 
markt zu garantieren. 

Von Judith Pühringer

Arbeitsmarkt
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Folgende Mitgliedsorganisationen der Armutskonferenz, 
dem Netzwerk gegen Armut und soziale Ausgrenzung:

An der Umsetzung der Broschüre 
beteiligte sozialpolitische Organisationen

Ö s t e r r e i c h

ASB Dachorganisation 
der Schuldnerberatungen Österreichs

Bundesdachverband 
für Soziale Unternehmen Österreich

Caritas Österreich

Diakonie Österreich

Volkshilfe Österreich

SOS Mitmensch

KSÖ Katholische 
Sozialakademie Österreichs

www.armutskonferenz.at
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